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Vor zwei Jahren hat das Jugendamt Bianca Kohl die Tochter weggenommen – um sie zu schützen. Seither
kämpft die Mutter mit Behörden und Gerichten um ihr Kind. Solche Fälle werden von Jahr zu Jahr mehr.
Kritiker monieren, dass die Behörden vorschnell oder zu Unrecht handeln. Was ist das Beste für die Kinder?
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Wünsch mir was: Briefe,Wünsch mir was: Briefe,W
die Ella für den Richter
geschrieben hat. Die
Zeichnungen auf dieser
und den folgenden Seiten
sind Illustrationen der
Redaktion
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de. Die sich dann aber auf ihre Rolle als
Mutter einließ, ihr Kind in Freiheit und
Geborgenheit aufwachsen ließ, mit Be-
suchen im Theater, im Schwimmbad, auf
betreuten Abenteuerspielplätzen, mit
Kontakt zu anderen Kindern. 

„Wenn jemand frei denken und sich
entfalten konnte, dann Ella“, sagt Kohl.
„Wir haben ein ganz inniges Verhältnis.
Ich habe sie einfach unendlich lieb.“

E s begann im August 2018. Ella ha-
be sich sehr darauf gefreut, in die
Schule zu kommen, sagt die Mut-

ter. Doch bald habe Ella Angst vor ihrer
Lehrerin gehabt, habe nicht mehr in die
Schule gewollt, habe Bauchschmerzen
bekommen, habe Kopfschmerzen be-
kommen, habe immer wieder krankge-
schrieben werden müssen. 

In den ersten sechs Schulwochen
fehlte sie mehr, als sie in der Schule war.
Die Mutter sagt, sie habe Ella einer Psy-
chologin vorgestellt, habe überlegt, ob
sie ihr Kind ein Jahr später einschulen
lassen sollte und an einer andere Schule.
Da hatte die Schulleitung allerdings
schon Ellas Vater eingeschaltet und
auch das Jugendamt. Zwei Wochen spä-
ter war Ella im Heim.

Es ist im Nachhinein kaum nachzu-
vollziehen, was zu welchem Zeitpunkt
so schieflief, dass aus Bianca Kohl und
den Behörden zwei Parteien wurden, die
sich unversöhnlich gegenüberstehen.
Auch Hunderte Seiten Akten hinterlas-
sen einige Fragen. Sicher ist, dass Ella
weder misshandelt noch vernachlässigt
wurde. Ihre Betreuer beschreiben sie als
gut erzogenes, eloquentes Kind mit ho-
her Sozialkompetenz, das sich schnell in
die Gruppe eingelebt habe. 

„So viel kann die Mutter bei der Er-
ziehung also nicht falsch gemacht ha-
ben“, sagt Kohls Anwalt, Andreas Vogt.
„Es ist ihr nicht gelungen, dass das Kind
gerne zur Schule geht. Und der Umgang
zum Vater war problematisch. Aber ist
das ein Grund, einer Mutter ihr Kind
wegzunehmen?“ Dies sei der stärkste
Eingriff in das Elternrecht. „Er darf nur
unter strikter Beachtung des Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatzes erfolgen oder
aufrechterhalten bleiben.“ Davon könne
in diesem Fall aber keine Rede sein.
Bianca Kohl habe nicht einmal Hilfsan-
gebote bekommen. Der Anwalt nennt
Ellas dauerhafte Inobhutnahme deshalb
„völlig unverhältnismäßig“.

Es gibt jedes Jahr Zehntausende Fälle
in Deutschland, die Zahlen steigen seit
Langem. Im Jahr 2018 gab es laut Statis-
tischem Bundesamt 40.379 „vorläufige
Schutzmaßnahmen“ wegen akuter Kin-
deswohlgefährdung, es ist die derzeit ak-
tuellste Statistik. Die Inobhutnahmen
minderjähriger Flüchtlinge, die unbe-
gleitet nach Deutschland kamen, sind
darin nicht mitgezählt. Die Rechts-
grundlage für eine Behörde, die ent-
scheidet, ein Kind aus einer Familie zu
holen, ist der Paragraf 42 des Sozialge-
setzbuchs VIII. Sie muss demnach vor-

her kein Familiengericht anrufen. Zu-
mindest dann nicht, wenn eine dringen-
de Gefahr für das Kindeswohl vorliegt.

Dazu kommen rund 16.000 Fälle, in
denen die Jugendämter bei einem Fami-
liengericht einen Sorgerechtsentzug er-
wirken, wenn Eltern „nicht gewillt oder
nicht in der Lage sind“, eine Gefahr für
das Kindeswohl abzuwenden. Paragraf
1666, Bürgerliches Gesetzbuch. Viele
dieser Fälle sind ähnlich umstritten wie
der von Bianca Kohl. Das Internet ist
voll mit Berichten über „Jugendamts-
willkür“ und „Kinderklau“. Und wenn
man mit Anwälten spricht, die betroffe-
ne Familien vertreten, dann ist die Ge-
fährdung des Kindeswohls oft längst
nicht so eindeutig, wie es die Akten der
Jugendämter nahelegen. Die Bundesre-
gierung glaubt offenbar auch, dass nicht
immer alles läuft, wie es sollte. Das Fa-
milienministerium bereitet derzeit neue
Gesetze vor.

B ei nicht einmal 20 Prozent der
Inobhutnahmen durch die Ju-
gendämter liegt auch nur der

Verdacht auf Gewalt und Missbrauch
nahe“, sagt Rainer Bohm. Er ist Famili-
enrechtsanwalt in Solingen, auf Kindes-
entziehungen spezialisiert. Kinder wür-
den oft aus ihren Familien gerissen, weil
die Eltern nach Meinung der Jugendäm-
ter überfordert oder nicht erziehungs-
geeignet sind. Die Kindeswohlgefähr-
dung nennt Bohm eine „Kaugummifor-
mulierung“, mit der sich nahezu alles
begründen lasse. „Unser Rechtsstaat
verlässt mit einer solchen Formulie-
rungsvorgabe den Weg der berechenba-
ren Rechtssicherheit.“ 

Außerdem, sagt Bohm, vergingen
meist sechs bis acht Wochen, bis ein Ge-
richt die Entscheidung eines Jugend-
amts überprüft hat. Wochen, in denen
Eltern ihre Kinder nicht sehen, oft auch
nicht wissen dürften, wo sie überhaupt
sind. Und danach dauert es oft noch mal
Monate, bis ein Sachverständiger sein
Gutachten erstellt habe. Das alles, sagt
Bohm, habe schwerwiegende Folgen.
„Ausnahmslos alle Kinder reagieren auf
das plötzliche Herausgerissenwerden
aus ihrem gewohnten Umfeld mit einer
schweren Traumatisierung.“

Wolfgang Hammer sieht es ähnlich.
Er war lange Leiter der Abteilung Kin-
der- und Jugendhilfe der Hamburger So-
zialbehörde, außerdem hat er die Kin-
der- und Jugendpolitik der Bundeslän-
der koordiniert. Seit seiner Pensionie-
rung arbeitet der Soziologe als freiberuf-
licher Autor und ist Mitglied des Wis-
senschaftlichen Beirats des Deutschen
Kinderhilfswerks. Ende vergangenen
Jahres rüttelte er das Land mit einer
Fallstudie auf, die viel zitiert wurde. 

Er hatte 42 Fälle aus sechs Bundeslän-
dern untersucht, die ihm Betroffene zu-
getragen hatten. Es sind vergleichsweise
wenige Fälle, die Ergebnisse sind nicht
repräsentativ. Allerdings zeigen sie eine
auffällige Gemeinsamkeit: Die Behörden

hatten als Grund für die Inobhutnah-
men nicht Gewalt oder Vernachlässi-
gung angegeben, sondern eine „symbio-
tische Mutter-Kind-Beziehung“. Ein in
der Psychologie und Psychiatrie „höchst
umstrittenes Konstrukt“, sagt Hammer.
Leider aber sehr in Mode.

Das Bundesverfassungsgericht hat
vor sechs Jahren festgehalten, dass eine
symbiotische Beziehung zu einem El-
ternteil einem Kind durchaus schaden
kann. Wenn das Kind „von Außenein-
flüssen ganz abgeschottet wird und see-
lisch völlig abhängig ist von einem El-
ternteil mit der Folge von Entwicklungs-
rückständen und psychosomatischen
Erkrankungen“. 

Hammer sagt, so etwas müsse ein Ex-
perte diagnostizieren, zwingend. Alles
andere sei rechtsstaatlich nicht vertret-
bar. „Eine Gefährdungsmeldung, die auf
laienhaft formulierten, nicht belegbaren
Vermutungen beruht, darf ein GerichtVermutungen beruht, darf ein GerichtV
gar nicht nachvollziehen.“ Genau das
aber sei in den Fällen passiert, die er un-aber sei in den Fällen passiert, die er un-a
tersuchte. Die Folge war, dass in fast al-
len Fällen die Kindesentziehung später
aufgehoben wurde, nachdem ein Gutach-
ter sich eingehend damit beschäftigt hat-
te. Zu diesem Zeitpunkt waren allerdings
meist schon Monate vergangen. Die Kin-
der seien von alledem traumatisiert ge-
wesen, hätten Essstörungen gehabt, ag-
gressives Verhalten gezeigt, manche hät-
ten sogar mit Selbstmord gedroht.

Hunderte Zuschriften habe er bekom-
men, sagt Hammer. Von Betroffenen und
Fachkräften, die von eigenen Erfahrungen
mit problematischen Inobhutnahmen be-
richten. Mütter schilderten, dass ihnen ih-
re Trauer und ihre Wut gewissermaßen
zum Verhängnis geworden seien. „Je
mehr sie gekämpft haben, um Zuschrei-
bungen abzuwehren, wurde ihr Kampf-
geist uminterpretiert zum Merkmal einer
pathologischen Seelenverletzung.“

B ianca Kohl sagt, so habe auch sie
es erlebt. Sie hat drei Studienab-
schlüsse und ein Lehramtsrefe-

rendariat absolviert, sie ist sprachge-
wandt und tritt sehr selbstbewusst auf.
Ihr Anwalt sagt, Lehrer und Sozialpäda-
gogen legten ihr das zu ihrem Nachteil
aus. „Das Jugendamt, aber auch die Jus-
tiz haben sich schon sehr früh auf die
Mutter eingeschossen.“ Dann habe das
Amt vollendete Tatsachen geschaffen.
Und nun wolle das niemand mehr korri-
gieren. Der Anwalt sagt, er sehe immer
noch nicht, was Bianca Kohl eigentlich
vorgeworfen wird. Der haltlose Selbst-
mordverdacht des Vaters habe seit dem
Sommer 2018 jedenfalls nie wieder eine
Rolle gespielt. 

Die vom Amtsgericht beauftragte
Gutachterin, eine Psychologin und
Fachberaterin für Psychotraumatolo-
gie, stellte fest, dass Ella bei ihrer Mut-
ter geistig sehr gut gefördert worden
sei. Sie habe sich kreativ gut entwickeln
können und weise ein für ihr Alter un-
gewöhnliches Wissen auf. Andererseits
aber habe die Mutter ihr Kind „immer
enger an sich gebunden“ und sogar mit
ihm in einem Bett geschlafen. Mit den
Kontakten zum Vater und dem Schul-
besuch sei das Kind oberflächlich ein-
verstanden gewesen, habe beides aber
innerlich nicht mittragen können. Das
alles habe das Kind in massive Loyali-
tätskonflikte gestürzt. Im Bestreben,
ihrer Mutter unbedingt zu gefallen und
ihr keinen Schmerz zuzufügen, habe El-
la eigene Impulse und Bedürfnisse un-
terdrücken müssen. Insgesamt werde
dadurch die Entwicklung zu einer ei-
genständigen Persönlichkeit verhin-
dert. Der Befund der Gutachterin:
„symbiotische Mutter-Kind-Bezie-
hung“.

„Es ist ein klebriges Geflecht, was da
in Halbsätzen und Unterstellungen un-
terbreitet wird“, sagt Kohls Anwalt Vogt.
Die Gutachterin sei gar nicht befugt, ei-
ne Psychodiagnostik bei der Mutter an-
zustellen. „Meiner Ansicht nach ist das
keine geeignete Grundlage für eine ge-
richtliche Entscheidung.“ 

Satz für Satz hat Bianca Kohl das
Sachverständigengutachten durchgear-
beitet und eine Gegenexpertise in Auf-
trag gegeben. Der Frankfurter Amtsrich-
ter, der endgültig über das Sorgerecht zu
entscheiden hatte, interessierte sich of-
fenbar nicht für ihre Argumente. Das
Gericht sehe davon ab, auf die vorge-
brachten Einwendungen einzugehen,
steht in einem Beschluss aus dem No-
vember 2019. Sie offenbarten „Denk-
und Verhaltensauffälligkeiten“ und sei-
en in keiner Weise geeignet, die fest
überzeugte Haltung des Gerichts zu er-
schüttern. Der Richter lehnte es ab, es
mit milderen Mitteln zu versuchen, et-
wa der Familienhilfe, die Bianca Kohl be-
antragt hatte.

Weil Kohl ihre Tochter zwischenzeit-
lich auf dem Schulhof aufgesucht und
ihr Handys zugesteckt hatte, um zumin-
dest telefonieren zu können, wurde sie
mit einem Kontaktverbot belegt. Sehen
durfte sie ihre Tochter alle drei Wochen
eine Stunde, an einem neutralen Ort,
unter Aufsicht von Betreuern. Seit Co-
rona das Land verändert, sind auch die-
se Treffen gestrichen. Kohl weiß weder
wo Ella wohnt, noch wie es ihr geht. 

„Ich werde als Mutter kriminalisiert
und entsorgt“, sagt sie.

Im Frankfurter Sozialdezernat, der
Aufsicht der Jugendämter, will niemand
etwas zu diesem Fall sagen. Aus daten-
schutzrechtlichen Gründen, wie eine
Sprecherin mitteilt. Sie schickt stattdes-
sen eine schriftliche Stellungnahme:
„Wir können sehr gut nachvollziehen,
wie belastend solche Situationen für El-
tern und Kinder sind. Selbst wenn El-
tern das Wohl ihres Kindes gefährden,
lieben sie sie gleichzeitig doch (fast) im-
mer.“ Unter Umständen fehle ihnen
aber das Bewusstsein dafür, dass sie mit
ihrem Verhalten ihrem Kind massiv
schadeten. „Ich habe großen Respekt
vor allen Sozialarbeitern und Familien-
richtern, die in solchen emotionalen
Ausnahmesituationen die Verantwor-
tung übernehmen, genau hinzuschauen
und zu sortieren.“

D ie Lage, das gehört zur Wahr-
heit, ist für alle Seiten unüber-
sichtlich. Jedes der 563 Jugend-

ämter in Deutschland hat seine eigenen
Richtlinien. Die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Landesjugendämter gibt ih-
nen Handreichungen und Arbeitshilfen
an die Hand, die sie unterstützen sollen.
Und in den Behördenbüros erinnern
sich Sachbearbeiter und Amtsleiter
noch an die vielen Berichte, in denen sie
kritisiert wurden, zu spät oder gar nicht
gehandelt zu haben. Und sich womög-
lich mitschuldig am Tod von Kindern ge-
macht zu haben, deren Namen sie in ih-
ren Karteien hatten.

Im November 2007 verhungerte und
verdurstete Lea-Sophie, fünf Jahre alt,
aus Schwerin, in der Wohnung ihrer El-
tern. 

Im Januar 2012 starb in Hamburg die
elfjährige Chantal an einer Überdosis
Methadon. Es stellte sich heraus, dass
das Jugendamt das Mädchen zu drogen-
abhängigen Pflegeeltern gegeben hatte.
Es hatte dort in einem verwahrlosten
Zustand leben müssen, ohne eigenes
Bett in einer verdreckten Wohnung. 

Knapp zwei Jahre später, im Dezem-
ber 2013, starb Yagmur, drei Jahre alt. Ih-
re Mutter hatte sie über einen längeren
Zeitraum misshandelt und schließlich
zu Tode geprügelt. Es war damals, allei-
ne in Hamburg, der fünfte gewaltsame
Tod eines Kindes in zehn Jahren. Und
einer von mehreren Fällen, die unter an-
derem auf Behördenfehler zurückzufüh-
ren waren.

Christiane Knack-Wichmann
glaubt, dass solche Fehler der
wahre Grund sind für die vielen

Fälle von „symbiotischer Mutter-Kind-
Beziehung“. Die Anwältin sitzt im Be-

wegen akuter Kindeswohlgefährdung weist das Statistische Bundesamt
für das Jahr 2018 aus. Es ist die derzeit aktuellste verfügbare Statistik

zum Thema. Es handelt sich dabei um sogenannte „vorläufige 
Schutzmaßnahmen“. Die Fälle, in denen Behörden sich für unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge zuständig erklären, sind nicht mitgezählt. 

40.379
IInobhutnahmennobhutnahmen

gab es im Jahr 2018, in denen Jugendämter vor Gericht gezogen
sind, um Eltern oder Erziehungsberechtigten das Sorgerecht für

Kinder entziehen zu lassen. Die Rechtsgrundlage dafür ist Paragraf
1666 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Demnach ist der Entzug des
Sorgerechts möglich, wenn Eltern „nicht gewillt oder nicht in der

Lage sind“, eine Gefahr für das Kindeswohl abzuwenden.

16.000 Fälle

B

„Viel mehr Inobhut-
nahmen aus nichtigen
Gründen“: Anwältin
Christiane Knack-
Wichmann in ihrerWichmann in ihrerW
Hamburger Kanzlei
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„Hier werden Menschenleben zerstört“:
Mutter Bianca Kohl in ihrem Wohnzimmer
im Frankfurter Stadtteil Eckenheim

Bianca Kohls Wohnung wirkt, als wäreBianca Kohls Wohnung wirkt, als wäre
Ella* nur eben in der Schule. Das BettElla* nur eben in der Schule. Das Bett
mit der Auflage aus kuscheligem Schaf-mit der Auflage aus kuscheligem Schaf-
fell: rasch zugedeckt. Das Puppenhausfell: rasch zugedeckt. Das Puppenhaus
aus geöltem Holz: wie mitten im Spielaus geöltem Holz: wie mitten im Spiel
im Wohnzimmer hinterlassen. An denim Wohnzimmer hinterlassen. An den
Wänden: kleine Basteleien und Kinder-Wänden: kleine Basteleien und Kinder-
zeichnungen. Und Fotos: Ella mit ihrerzeichnungen. Und Fotos: Ella mit ihrer
Mutter auf dem Spielplatz. Ella tanzendMutter auf dem Spielplatz. Ella tanzend
im Kinderzimmer. Ein Mädchen mitim Kinderzimmer. Ein Mädchen mit
Kulleraugen, wirren, aufspringendenKulleraugen, wirren, aufspringenden
Locken und einem „20.000-Volt-Lä-Locken und einem „20.000-Volt-Lä-
cheln“, wie ihre Mutter es ausdrückt.cheln“, wie ihre Mutter es ausdrückt.
Wären da nicht der Stapel ungeöffneterWären da nicht der Stapel ungeöffneter
Weihnachtsgeschenke im WohnzimmerWeihnachtsgeschenke im Wohnzimmer
und eine unbenutzte Kerze im Flur. 

„Die werde ich erst anzünden, wenn„Die werde ich erst anzünden, wenn
Ella wieder bei mir ist“, sagt BiancaElla wieder bei mir ist“, sagt Bianca
Kohl. Sie sitzt in der Küche, auf demKohl. Sie sitzt in der Küche, auf dem
Herd dampft ein Topf mit marokkani-Herd dampft ein Topf mit marokkani-
scher Linsensuppe. Auf dem Tisch liegtscher Linsensuppe. Auf dem Tisch liegt
ein Brief von Ella, die Achtjährige hatein Brief von Ella, die Achtjährige hat
ihn der Mutter bei einem der letztenihn der Mutter bei einem der letzten
Umgangskontakte zugesteckt. Er ist fürUmgangskontakte zugesteckt. Er ist für
den Richter, der über Ellas Zukunft ent-den Richter, der über Ellas Zukunft ent-
scheiden soll. „Ich wünsche mir vom
ganzen Herzen, dass ich zu meiner Ma-
ma zurückkomme“, steht dort in unge-
lenker Zweitklässlerschrift. „Und ich
will, dass man meiner Mama zuhört.“

Am 28. September 2018 saß Bianca
Kohl zum letzten Mal mit ihrer Tochter
an diesem Tisch. Sie frühstückten, als es
klingelte, vor der Tür standen Leute
vom Jugendamt, ein Gerichtsvollzieher,
Polizisten, ein Mann vom Schlüssel-
dienst. Sie hatten einen Eilbeschluss des
Frankfurter Familiengerichts dabei. Da-
rin stand:

„Es bestehen konkrete Anhaltspunkte
dafür, dass die Kindesmutter psychisch er-
krankt sein könnte, sich nunmehr mit dem
betroffenen Kind ,auf der Flucht‘ befindet
und möglicherweise sogar ein erweiterter
Suizid nicht auszuschließen ist. Den Kin-
deseltern wird die elterliche Sorge vorläufig
entzogen und dem Jugendamt Frankfurt
am Main als Vormund übertragen.“

Bianca Kohl sagt in ihrer Küche, ihr
sei das schreiende Kind aus den Armen
gerissen worden. 

Spätestens seit diesem Tag gibt es
zwei Erzählungen darüber, was für ein
Mensch, was für eine Mutter Bianca
Kohl, 48 Jahre alt, wohnhaft im Frank-
furter Stadtteil Eckenheim, ist.

Das Jugendamt Frankfurt-Dornbusch,
das den Sorgerechtsentzug und die
Inobhutnahme empfohlen hatte, sieht
in ihr eine Mutter, die in einer „symbio-
tisch anmutenden Beziehung“ zu ihrer
Tochter lebt und einen „krankmachen-
den, isolierenden Einfluss“ auf sie aus-
übt. So sah es auch die Gutachterin, die
das Gericht bestellt hatte. Und so sieht
es Bianca Kohls früherer Lebensgefähr-
te, Ellas Vater. Er hatte die Behörden ge-
warnt, dass Bianca Kohl sich und ihr
Kind umbringen könnte. So wurde aus
einer Familiengeschichte ein Fall. 

Die Geschichte, wie sie Bianca Kohl
und ihr Anwalt erzählen, handelt von ei-
ner Frau, die ungewollt schwanger wur-

„Beängstigendes
Erlebnis“: Eine
Studie im Auftrag
der Bundesregie-
rung belegt, wie
schwerwiegend 
die Folgen eines
Kindesentzugs Kindesentzugs K
für Kinder undfür Kinder undf
Eltern sind

Fast alle KinderFast alle KinderF
seien traumati-
siert, wenn sie aus
ihren Familien
gerissen würden,
sagen Kritiker
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de. Die sich dann aber auf ihre Rolle als
Mutter einließ, ihr Kind in Freiheit und
Geborgenheit aufwachsen ließ, mit Be-
suchen im Theater, im Schwimmbad, auf
betreuten Abenteuerspielplätzen, mit
Kontakt zu anderen Kindern. 

„Wenn jemand frei denken und sich
entfalten konnte, dann Ella“, sagt Kohl.
„Wir haben ein ganz inniges Verhältnis.
Ich habe sie einfach unendlich lieb.“

E s begann im August 2018. Ella ha-
be sich sehr darauf gefreut, in die
Schule zu kommen, sagt die Mut-

ter. Doch bald habe Ella Angst vor ihrer
Lehrerin gehabt, habe nicht mehr in die
Schule gewollt, habe Bauchschmerzen
bekommen, habe Kopfschmerzen be-
kommen, habe immer wieder krankge-
schrieben werden müssen. 

In den ersten sechs Schulwochen
fehlte sie mehr, als sie in der Schule war.
Die Mutter sagt, sie habe Ella einer Psy-
chologin vorgestellt, habe überlegt, ob
sie ihr Kind ein Jahr später einschulen
lassen sollte und an einer andere Schule.
Da hatte die Schulleitung allerdings
schon Ellas Vater eingeschaltet und
auch das Jugendamt. Zwei Wochen spä-
ter war Ella im Heim.

Es ist im Nachhinein kaum nachzu-
vollziehen, was zu welchem Zeitpunkt
so schieflief, dass aus Bianca Kohl und
den Behörden zwei Parteien wurden, die
sich unversöhnlich gegenüberstehen.
Auch Hunderte Seiten Akten hinterlas-
sen einige Fragen. Sicher ist, dass Ella
weder misshandelt noch vernachlässigt
wurde. Ihre Betreuer beschreiben sie als
gut erzogenes, eloquentes Kind mit ho-
her Sozialkompetenz, das sich schnell in
die Gruppe eingelebt habe. 

„So viel kann die Mutter bei der Er-
ziehung also nicht falsch gemacht ha-
ben“, sagt Kohls Anwalt, Andreas Vogt.
„Es ist ihr nicht gelungen, dass das Kind
gerne zur Schule geht. Und der Umgang
zum Vater war problematisch. Aber ist
das ein Grund, einer Mutter ihr Kind
wegzunehmen?“ Dies sei der stärkste
Eingriff in das Elternrecht. „Er darf nur
unter strikter Beachtung des Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatzes erfolgen oder
aufrechterhalten bleiben.“ Davon könne
in diesem Fall aber keine Rede sein.
Bianca Kohl habe nicht einmal Hilfsan-
gebote bekommen. Der Anwalt nennt
Ellas dauerhafte Inobhutnahme deshalb
„völlig unverhältnismäßig“.

Es gibt jedes Jahr Zehntausende Fälle
in Deutschland, die Zahlen steigen seit
Langem. Im Jahr 2018 gab es laut Statis-
tischem Bundesamt 40.379 „vorläufige
Schutzmaßnahmen“ wegen akuter Kin-
deswohlgefährdung, es ist die derzeit ak-
tuellste Statistik. Die Inobhutnahmen
minderjähriger Flüchtlinge, die unbe-
gleitet nach Deutschland kamen, sind
darin nicht mitgezählt. Die Rechts-
grundlage für eine Behörde, die ent-
scheidet, ein Kind aus einer Familie zu
holen, ist der Paragraf 42 des Sozialge-
setzbuchs VIII. Sie muss demnach vor-

her kein Familiengericht anrufen. Zu-
mindest dann nicht, wenn eine dringen-
de Gefahr für das Kindeswohl vorliegt.

Dazu kommen rund 16.000 Fälle, in
denen die Jugendämter bei einem Fami-
liengericht einen Sorgerechtsentzug er-
wirken, wenn Eltern „nicht gewillt oder
nicht in der Lage sind“, eine Gefahr für
das Kindeswohl abzuwenden. Paragraf
1666, Bürgerliches Gesetzbuch. Viele
dieser Fälle sind ähnlich umstritten wie
der von Bianca Kohl. Das Internet ist
voll mit Berichten über „Jugendamts-
willkür“ und „Kinderklau“. Und wenn
man mit Anwälten spricht, die betroffe-
ne Familien vertreten, dann ist die Ge-
fährdung des Kindeswohls oft längst
nicht so eindeutig, wie es die Akten der
Jugendämter nahelegen. Die Bundesre-
gierung glaubt offenbar auch, dass nicht
immer alles läuft, wie es sollte. Das Fa-
milienministerium bereitet derzeit neue
Gesetze vor.

B ei nicht einmal 20 Prozent der
Inobhutnahmen durch die Ju-
gendämter liegt auch nur der

Verdacht auf Gewalt und Missbrauch
nahe“, sagt Rainer Bohm. Er ist Famili-
enrechtsanwalt in Solingen, auf Kindes-
entziehungen spezialisiert. Kinder wür-
den oft aus ihren Familien gerissen, weil
die Eltern nach Meinung der Jugendäm-
ter überfordert oder nicht erziehungs-
geeignet sind. Die Kindeswohlgefähr-
dung nennt Bohm eine „Kaugummifor-
mulierung“, mit der sich nahezu alles
begründen lasse. „Unser Rechtsstaat
verlässt mit einer solchen Formulie-
rungsvorgabe den Weg der berechenba-
ren Rechtssicherheit.“ 

Außerdem, sagt Bohm, vergingen
meist sechs bis acht Wochen, bis ein Ge-
richt die Entscheidung eines Jugend-
amts überprüft hat. Wochen, in denen
Eltern ihre Kinder nicht sehen, oft auch
nicht wissen dürften, wo sie überhaupt
sind. Und danach dauert es oft noch mal
Monate, bis ein Sachverständiger sein
Gutachten erstellt habe. Das alles, sagt
Bohm, habe schwerwiegende Folgen.
„Ausnahmslos alle Kinder reagieren auf
das plötzliche Herausgerissenwerden
aus ihrem gewohnten Umfeld mit einer
schweren Traumatisierung.“

Wolfgang Hammer sieht es ähnlich.
Er war lange Leiter der Abteilung Kin-
der- und Jugendhilfe der Hamburger So-
zialbehörde, außerdem hat er die Kin-
der- und Jugendpolitik der Bundeslän-
der koordiniert. Seit seiner Pensionie-
rung arbeitet der Soziologe als freiberuf-
licher Autor und ist Mitglied des Wis-
senschaftlichen Beirats des Deutschen
Kinderhilfswerks. Ende vergangenen
Jahres rüttelte er das Land mit einer
Fallstudie auf, die viel zitiert wurde. 

Er hatte 42 Fälle aus sechs Bundeslän-
dern untersucht, die ihm Betroffene zu-
getragen hatten. Es sind vergleichsweise
wenige Fälle, die Ergebnisse sind nicht
repräsentativ. Allerdings zeigen sie eine
auffällige Gemeinsamkeit: Die Behörden

hatten als Grund für die Inobhutnah-
men nicht Gewalt oder Vernachlässi-
gung angegeben, sondern eine „symbio-
tische Mutter-Kind-Beziehung“. Ein in
der Psychologie und Psychiatrie „höchst
umstrittenes Konstrukt“, sagt Hammer.
Leider aber sehr in Mode.

Das Bundesverfassungsgericht hat
vor sechs Jahren festgehalten, dass eine
symbiotische Beziehung zu einem El-
ternteil einem Kind durchaus schaden
kann. Wenn das Kind „von Außenein-
flüssen ganz abgeschottet wird und see-
lisch völlig abhängig ist von einem El-
ternteil mit der Folge von Entwicklungs-
rückständen und psychosomatischen
Erkrankungen“. 

Hammer sagt, so etwas müsse ein Ex-
perte diagnostizieren, zwingend. Alles
andere sei rechtsstaatlich nicht vertret-
bar. „Eine Gefährdungsmeldung, die auf
laienhaft formulierten, nicht belegbaren
Vermutungen beruht, darf ein GerichtVermutungen beruht, darf ein GerichtV
gar nicht nachvollziehen.“ Genau das
aber sei in den Fällen passiert, die er un-aber sei in den Fällen passiert, die er un-a
tersuchte. Die Folge war, dass in fast al-
len Fällen die Kindesentziehung später
aufgehoben wurde, nachdem ein Gutach-
ter sich eingehend damit beschäftigt hat-
te. Zu diesem Zeitpunkt waren allerdings
meist schon Monate vergangen. Die Kin-
der seien von alledem traumatisiert ge-
wesen, hätten Essstörungen gehabt, ag-
gressives Verhalten gezeigt, manche hät-
ten sogar mit Selbstmord gedroht.

Hunderte Zuschriften habe er bekom-
men, sagt Hammer. Von Betroffenen und
Fachkräften, die von eigenen Erfahrungen
mit problematischen Inobhutnahmen be-
richten. Mütter schilderten, dass ihnen ih-
re Trauer und ihre Wut gewissermaßen
zum Verhängnis geworden seien. „Je
mehr sie gekämpft haben, um Zuschrei-
bungen abzuwehren, wurde ihr Kampf-
geist uminterpretiert zum Merkmal einer
pathologischen Seelenverletzung.“

B ianca Kohl sagt, so habe auch sie
es erlebt. Sie hat drei Studienab-
schlüsse und ein Lehramtsrefe-

rendariat absolviert, sie ist sprachge-
wandt und tritt sehr selbstbewusst auf.
Ihr Anwalt sagt, Lehrer und Sozialpäda-
gogen legten ihr das zu ihrem Nachteil
aus. „Das Jugendamt, aber auch die Jus-
tiz haben sich schon sehr früh auf die
Mutter eingeschossen.“ Dann habe das
Amt vollendete Tatsachen geschaffen.
Und nun wolle das niemand mehr korri-
gieren. Der Anwalt sagt, er sehe immer
noch nicht, was Bianca Kohl eigentlich
vorgeworfen wird. Der haltlose Selbst-
mordverdacht des Vaters habe seit dem
Sommer 2018 jedenfalls nie wieder eine
Rolle gespielt. 

Die vom Amtsgericht beauftragte
Gutachterin, eine Psychologin und
Fachberaterin für Psychotraumatolo-
gie, stellte fest, dass Ella bei ihrer Mut-
ter geistig sehr gut gefördert worden
sei. Sie habe sich kreativ gut entwickeln
können und weise ein für ihr Alter un-
gewöhnliches Wissen auf. Andererseits
aber habe die Mutter ihr Kind „immer
enger an sich gebunden“ und sogar mit
ihm in einem Bett geschlafen. Mit den
Kontakten zum Vater und dem Schul-
besuch sei das Kind oberflächlich ein-
verstanden gewesen, habe beides aber
innerlich nicht mittragen können. Das
alles habe das Kind in massive Loyali-
tätskonflikte gestürzt. Im Bestreben,
ihrer Mutter unbedingt zu gefallen und
ihr keinen Schmerz zuzufügen, habe El-
la eigene Impulse und Bedürfnisse un-
terdrücken müssen. Insgesamt werde
dadurch die Entwicklung zu einer ei-
genständigen Persönlichkeit verhin-
dert. Der Befund der Gutachterin:
„symbiotische Mutter-Kind-Bezie-
hung“.

„Es ist ein klebriges Geflecht, was da
in Halbsätzen und Unterstellungen un-
terbreitet wird“, sagt Kohls Anwalt Vogt.
Die Gutachterin sei gar nicht befugt, ei-
ne Psychodiagnostik bei der Mutter an-
zustellen. „Meiner Ansicht nach ist das
keine geeignete Grundlage für eine ge-
richtliche Entscheidung.“ 

Satz für Satz hat Bianca Kohl das
Sachverständigengutachten durchgear-
beitet und eine Gegenexpertise in Auf-
trag gegeben. Der Frankfurter Amtsrich-
ter, der endgültig über das Sorgerecht zu
entscheiden hatte, interessierte sich of-
fenbar nicht für ihre Argumente. Das
Gericht sehe davon ab, auf die vorge-
brachten Einwendungen einzugehen,
steht in einem Beschluss aus dem No-
vember 2019. Sie offenbarten „Denk-
und Verhaltensauffälligkeiten“ und sei-
en in keiner Weise geeignet, die fest
überzeugte Haltung des Gerichts zu er-
schüttern. Der Richter lehnte es ab, es
mit milderen Mitteln zu versuchen, et-
wa der Familienhilfe, die Bianca Kohl be-
antragt hatte.

Weil Kohl ihre Tochter zwischenzeit-
lich auf dem Schulhof aufgesucht und
ihr Handys zugesteckt hatte, um zumin-
dest telefonieren zu können, wurde sie
mit einem Kontaktverbot belegt. Sehen
durfte sie ihre Tochter alle drei Wochen
eine Stunde, an einem neutralen Ort,
unter Aufsicht von Betreuern. Seit Co-
rona das Land verändert, sind auch die-
se Treffen gestrichen. Kohl weiß weder
wo Ella wohnt, noch wie es ihr geht. 

„Ich werde als Mutter kriminalisiert
und entsorgt“, sagt sie.

Im Frankfurter Sozialdezernat, der
Aufsicht der Jugendämter, will niemand
etwas zu diesem Fall sagen. Aus daten-
schutzrechtlichen Gründen, wie eine
Sprecherin mitteilt. Sie schickt stattdes-
sen eine schriftliche Stellungnahme:
„Wir können sehr gut nachvollziehen,
wie belastend solche Situationen für El-
tern und Kinder sind. Selbst wenn El-
tern das Wohl ihres Kindes gefährden,
lieben sie sie gleichzeitig doch (fast) im-
mer.“ Unter Umständen fehle ihnen
aber das Bewusstsein dafür, dass sie mit
ihrem Verhalten ihrem Kind massiv
schadeten. „Ich habe großen Respekt
vor allen Sozialarbeitern und Familien-
richtern, die in solchen emotionalen
Ausnahmesituationen die Verantwor-
tung übernehmen, genau hinzuschauen
und zu sortieren.“

D ie Lage, das gehört zur Wahr-
heit, ist für alle Seiten unüber-
sichtlich. Jedes der 563 Jugend-

ämter in Deutschland hat seine eigenen
Richtlinien. Die Bundesarbeitsgemein-
schaft der Landesjugendämter gibt ih-
nen Handreichungen und Arbeitshilfen
an die Hand, die sie unterstützen sollen.
Und in den Behördenbüros erinnern
sich Sachbearbeiter und Amtsleiter
noch an die vielen Berichte, in denen sie
kritisiert wurden, zu spät oder gar nicht
gehandelt zu haben. Und sich womög-
lich mitschuldig am Tod von Kindern ge-
macht zu haben, deren Namen sie in ih-
ren Karteien hatten.

Im November 2007 verhungerte und
verdurstete Lea-Sophie, fünf Jahre alt,
aus Schwerin, in der Wohnung ihrer El-
tern. 

Im Januar 2012 starb in Hamburg die
elfjährige Chantal an einer Überdosis
Methadon. Es stellte sich heraus, dass
das Jugendamt das Mädchen zu drogen-
abhängigen Pflegeeltern gegeben hatte.
Es hatte dort in einem verwahrlosten
Zustand leben müssen, ohne eigenes
Bett in einer verdreckten Wohnung. 

Knapp zwei Jahre später, im Dezem-
ber 2013, starb Yagmur, drei Jahre alt. Ih-
re Mutter hatte sie über einen längeren
Zeitraum misshandelt und schließlich
zu Tode geprügelt. Es war damals, allei-
ne in Hamburg, der fünfte gewaltsame
Tod eines Kindes in zehn Jahren. Und
einer von mehreren Fällen, die unter an-
derem auf Behördenfehler zurückzufüh-
ren waren.

Christiane Knack-Wichmann
glaubt, dass solche Fehler der
wahre Grund sind für die vielen

Fälle von „symbiotischer Mutter-Kind-
Beziehung“. Die Anwältin sitzt im Be-

wegen akuter Kindeswohlgefährdung weist das Statistische Bundesamt
für das Jahr 2018 aus. Es ist die derzeit aktuellste verfügbare Statistik

zum Thema. Es handelt sich dabei um sogenannte „vorläufige 
Schutzmaßnahmen“. Die Fälle, in denen Behörden sich für unbegleitete
minderjährige Flüchtlinge zuständig erklären, sind nicht mitgezählt. 

40.379
IInobhutnahmennobhutnahmen

gab es im Jahr 2018, in denen Jugendämter vor Gericht gezogen
sind, um Eltern oder Erziehungsberechtigten das Sorgerecht für

Kinder entziehen zu lassen. Die Rechtsgrundlage dafür ist Paragraf
1666 des Bürgerlichen Gesetzbuchs. Demnach ist der Entzug des
Sorgerechts möglich, wenn Eltern „nicht gewillt oder nicht in der

Lage sind“, eine Gefahr für das Kindeswohl abzuwenden.

16.000 Fälle

B

„Viel mehr Inobhut-
nahmen aus nichtigen
Gründen“: Anwältin
Christiane Knack-
Wichmann in ihrerWichmann in ihrerW
Hamburger Kanzlei
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„Hier werden Menschenleben zerstört“:
Mutter Bianca Kohl in ihrem Wohnzimmer
im Frankfurter Stadtteil Eckenheim

Bianca Kohls Wohnung wirkt, als wäreBianca Kohls Wohnung wirkt, als wäre
Ella* nur eben in der Schule. Das BettElla* nur eben in der Schule. Das Bett
mit der Auflage aus kuscheligem Schaf-mit der Auflage aus kuscheligem Schaf-
fell: rasch zugedeckt. Das Puppenhausfell: rasch zugedeckt. Das Puppenhaus
aus geöltem Holz: wie mitten im Spielaus geöltem Holz: wie mitten im Spiel
im Wohnzimmer hinterlassen. An denim Wohnzimmer hinterlassen. An den
Wänden: kleine Basteleien und Kinder-Wänden: kleine Basteleien und Kinder-
zeichnungen. Und Fotos: Ella mit ihrerzeichnungen. Und Fotos: Ella mit ihrer
Mutter auf dem Spielplatz. Ella tanzendMutter auf dem Spielplatz. Ella tanzend
im Kinderzimmer. Ein Mädchen mitim Kinderzimmer. Ein Mädchen mit
Kulleraugen, wirren, aufspringendenKulleraugen, wirren, aufspringenden
Locken und einem „20.000-Volt-Lä-Locken und einem „20.000-Volt-Lä-
cheln“, wie ihre Mutter es ausdrückt.cheln“, wie ihre Mutter es ausdrückt.
Wären da nicht der Stapel ungeöffneterWären da nicht der Stapel ungeöffneter
Weihnachtsgeschenke im WohnzimmerWeihnachtsgeschenke im Wohnzimmer
und eine unbenutzte Kerze im Flur. 

„Die werde ich erst anzünden, wenn„Die werde ich erst anzünden, wenn
Ella wieder bei mir ist“, sagt BiancaElla wieder bei mir ist“, sagt Bianca
Kohl. Sie sitzt in der Küche, auf demKohl. Sie sitzt in der Küche, auf dem
Herd dampft ein Topf mit marokkani-Herd dampft ein Topf mit marokkani-
scher Linsensuppe. Auf dem Tisch liegtscher Linsensuppe. Auf dem Tisch liegt
ein Brief von Ella, die Achtjährige hatein Brief von Ella, die Achtjährige hat
ihn der Mutter bei einem der letztenihn der Mutter bei einem der letzten
Umgangskontakte zugesteckt. Er ist fürUmgangskontakte zugesteckt. Er ist für
den Richter, der über Ellas Zukunft ent-den Richter, der über Ellas Zukunft ent-
scheiden soll. „Ich wünsche mir vom
ganzen Herzen, dass ich zu meiner Ma-
ma zurückkomme“, steht dort in unge-
lenker Zweitklässlerschrift. „Und ich
will, dass man meiner Mama zuhört.“

Am 28. September 2018 saß Bianca
Kohl zum letzten Mal mit ihrer Tochter
an diesem Tisch. Sie frühstückten, als es
klingelte, vor der Tür standen Leute
vom Jugendamt, ein Gerichtsvollzieher,
Polizisten, ein Mann vom Schlüssel-
dienst. Sie hatten einen Eilbeschluss des
Frankfurter Familiengerichts dabei. Da-
rin stand:

„Es bestehen konkrete Anhaltspunkte
dafür, dass die Kindesmutter psychisch er-
krankt sein könnte, sich nunmehr mit dem
betroffenen Kind ,auf der Flucht‘ befindet
und möglicherweise sogar ein erweiterter
Suizid nicht auszuschließen ist. Den Kin-
deseltern wird die elterliche Sorge vorläufig
entzogen und dem Jugendamt Frankfurt
am Main als Vormund übertragen.“

Bianca Kohl sagt in ihrer Küche, ihr
sei das schreiende Kind aus den Armen
gerissen worden. 

Spätestens seit diesem Tag gibt es
zwei Erzählungen darüber, was für ein
Mensch, was für eine Mutter Bianca
Kohl, 48 Jahre alt, wohnhaft im Frank-
furter Stadtteil Eckenheim, ist.

Das Jugendamt Frankfurt-Dornbusch,
das den Sorgerechtsentzug und die
Inobhutnahme empfohlen hatte, sieht
in ihr eine Mutter, die in einer „symbio-
tisch anmutenden Beziehung“ zu ihrer
Tochter lebt und einen „krankmachen-
den, isolierenden Einfluss“ auf sie aus-
übt. So sah es auch die Gutachterin, die
das Gericht bestellt hatte. Und so sieht
es Bianca Kohls früherer Lebensgefähr-
te, Ellas Vater. Er hatte die Behörden ge-
warnt, dass Bianca Kohl sich und ihr
Kind umbringen könnte. So wurde aus
einer Familiengeschichte ein Fall. 

Die Geschichte, wie sie Bianca Kohl
und ihr Anwalt erzählen, handelt von ei-
ner Frau, die ungewollt schwanger wur-

„Beängstigendes
Erlebnis“: Eine
Studie im Auftrag
der Bundesregie-
rung belegt, wie
schwerwiegend 
die Folgen eines
Kindesentzugs Kindesentzugs K
für Kinder undfür Kinder undf
Eltern sind

Fast alle KinderFast alle KinderF
seien traumati-
siert, wenn sie aus
ihren Familien
gerissen würden,
sagen Kritiker
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sprechungsraum ihrer Kanzlei im Ham-
burger Stadtteil Finkenwerder. Sie ar-
beitet seit 20 Jahren als Familienrecht-
lerin. Seit einiger Zeit, sagt sie, habe sich
etwas grundlegend verändert. „Es gab
viel mehr Inobhutnahmen aus nichtigen
Gründen.“ Wie die Anwältin es sieht,
haben die Fälle, in denen Kinder star-
ben, dazu geführt, dass es in den Ham-
burger Jugendämtern eine neue inoffi-
zielle Richtlinie gibt: Lieber ein Kind zu
viel aus seiner Familie nehmen als eines
zu wenig.

Stimmt nicht, sagt der Vorsitzende
der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Landesjugendämter, Lorenz Bahr. „Zu
Einzelfällen können wir uns nicht äu-
ßern. Aber die oberste Prämisse, unter
der die Jugendämter arbeiten, ist es, das
Kindeswohl zu schützen.“ Die Inobhut-
nahme sei das letzte Mittel, wenn alles
andere nicht geholfen habe, das Wohl
eines Kindes zu wahren.

Für die Anwältin Knack-Wichmann
ist die Wirklichkeit eine andere. Wenn
nur eine Person im Jugendamt einer
Mutter abgesprochen habe, ihr Kind er-
ziehen zu können, dann sei das wie ein
lebenslängliches Urteil. Dafür reiche
unter Umständen schon ein Verdacht
aus, den etwa ein Exfreund geäußert ha-
be. Denn das stehe in den Akten, auf die
alle sich beziehen, Sachbearbeiter,
Amtsleiter, Richter. „Die Frau muss gu-
cken, wie sie beweisen kann, dass sie ei-
ne ganz normale gute Mutter ist“, sagt
Knack-Wichmann.

Im Jahr 2012 trat eine Reform des So-
zialgesetzbuchs VIII in Kraft, das die
Kinder- und Jugendhilfe regelt. Seither
gibt es ein sogenanntes Frühwarnsys-
tem. Seither kann jeder Nachbar, jede
Schwiegermutter das Jugendamt ein-
schalten, ohne dass die Eltern davon er-
fahren müssen.

Knack-Wichmann sieht diese Rege-
lung kritisch. Sie habe dazu geführt,
dass gerade alleinerziehende Mütter,
die zuvor unter besonderem Schutz
standen, nun mit besonderer Skepsis
betrachtet würden. Das Jugendamt da-
gegen trete machtbewusster auf, um
seine Wächterfunktion zu demonstrie-
ren. Wenn Knack-Wichmann ihre Fälle
betrachtet, dann sieht sie Bestätigun-
gen für die Annahme, dass alle Stellen in
der Regel der Einschätzung des Jugend-
amtes folgen: Verfahrensbeistände,
Heimleiter, Richter.

Da war zum Beispiel Marianne S. Das
Jugendamt nahm ihr zwei ihrer Töchter,
drei und fünf Jahre, weil sie angeblich
unter einem fetalen Alkoholsyndrom
leiden. Ein Bluttest bei einem der Kin-
der ergab später, dass es eine seltene
Erbkrankheit hatte, wie mit hoher
Wahrscheinlichkeit auch die anderen
Geschwister. Die Töchter von Familie S.
sind trotzdem weiterhin im Heim. 

Da sind Frau M. und Herr S. Ihr Sohn,
Richard, fünf Jahre, lebt seit zwei Jah-
ren in einem Heim. Knack-Wichmann
zeigt das Foto eines dunkelhaarigen
Jungen, der breit in die Kamera lächelt.
Heute beschreibt der Verfahrensbei-
stand das Kind als oft in sich gekehrt
und nicht ansprechbar.

Richards Eltern sind temperament-
voll, sie hatten oft gestritten. Sie selbst
baten beim Jugendamt um Hilfe. Die
Sachbearbeiterin drängte Melanie M.,
Richards Mutter, sich von ihrem Mann
zu trennen und in ein bestimmtes Mut-
ter-Kind-Heim zu ziehen. Als Frau M.
um eine andere Möglichkeit bat, gab die
Jugendamtsmitarbeiterin Richard ins
Heim. 

Die Eltern, so erzählt es die Anwältin,
taten alles, was das Jugendamt verlang-
te. Unterzogen sich Therapien, mach-
ten einen Kurs, in dem sie unter Anlei-
tung von Psychologen lernten, schwieri-
ge Momente mit ihren Kindern zu lö-
sen. Richard aber blieb im Heim. Das Ju-
gendamt ist bis heute der Meinung, die
Eltern seien nicht erziehungsfähig.
Auch Richards jüngere Schwester wurde
kurz nach der Geburt in eine Pflegefa-
milie gegeben. Das dritte Kind, ein Jahr
alt, dagegen dürfen die Eltern behalten.
Warum der Jüngste bei den Eltern si-
cher sein soll, die beiden Geschwister
nicht, erklärt das Jugendamt auf Anfra-
ge nicht.

Vor wenigen Tagen sind Frau M. und
Herr S. mal wieder im Gericht gewesen,
im Oberlandesgericht Hamburg dieses
Mal. Es soll entscheiden, ob das Paar
seine beiden anderen Kinder zurückbe-
kommt. Ein Gutachten, das das Jugend-
amt in Auftrag gegeben hatte, spricht
dafür. Der Heimleiter dagegen erklärte

dem Gericht, Richard sei in seiner Ein-
richtung besser aufgehoben als bei der
Familie. Eine geschäftsführende Mitar-
beiterin lehnte die Bitte dieser Zeitung
ab, die Ansicht des Heimleiters zu erklä-
ren.

Anwälte und Experten kritisieren,
dass die Vertreter der Heime in einer
Doppelrolle auftreten. Ein Heimplatz
bringt ihnen durchschnittlich 73.000
Euro im Jahr. Kommen weniger Kinder,
haben sie weniger Einnahmen. Dennoch
werden die Aussagen des Heimperso-
nals vor Gericht oft gewertet, als hätten
unabhängige Gutachter gesprochen. 

Das Seelenleid der Kinder und Eltern
dagegen werde von vielen Familienge-
richten übergangen, sagt die Hambur-
ger Anwältin Christiane Knack-Wich-
mann in ihrer Kanzlei. „Oft werden Be-
hauptungen des Jugendamtes gar nicht
mehr überprüft. So nehmen sowohl
Richter als auch das Jugendamt Rechts-
verletzungen in Kauf.“ Das bedeute
letztlich, dass ein Sachbearbeiter nichts
zu befürchten habe, wenn er zu drasti-
schen Mitteln gegriffen und dabei Feh-
ler gemacht habe. Knack-Wichmann
fordert deshalb, dass den Eltern wieder
mehr Rechte eingeräumt werden müs-
sen. Sie schlägt außerdem vor, dass un-
abhängige Psychologen und Kind-
schaftsexperten jeden Einzelfall prüfen
sollen. Sie sollten am besten nicht aus
dem Bundesland kommen, in dem der
Fall spielt.

D ie Statistiken besagen, dass es
oft nicht bei einer Inobhutnah-
me bleibt. Oft entziehen die Be-

hörden den Eltern auch das Sorgerecht.
Um den Entschluss zu untermauern,
verhängen Ämter in vielen Fällen eine
Kontaktsperre und begründen das da-
mit, dass das Kind sich sonst im Heim
nicht einleben könne. 

Wie es den Kindern im Heim ergeht,
wissen die Behörden nicht immer. Das
Jugendamt behält zwar die Fürsorge-
pflicht, doch nur selten kommt ein Sach-
bearbeiter unangemeldet, um zu erfah-
ren, wie es im Heim wirklich zugeht. 

Vier Jahre hat Joshua, heute 15 Jahre,
in Heimen verbracht. Als er seine Mut-
ter verlassen musste, war er zehn.
Grund war eine rechtswidrige Entschei-
dung des Jugendamtes, das dem Vater
das Sorgerecht übertrug. Der gab den
Sohn schon nach wenigen Wochen ins
Heim. Er musste mehrmals umziehen,
hat in vier verschiedenen Einrichtungen
gelebt. In seinen Berichten, die seine
Verfahrensbeistände laut Akten in we-
sentlichen Teilen bestätigt haben,
spricht er von Gewalt und Schikane, be-
sonders kleineren Kindern gegenüber.

Es brauchte sechs Gerichtsverfahren,
um die Entscheidung rückgängig zu ma-
chen. Seit einem Jahr ist Joshua nun
wieder zu Hause.

Es sind solche Fälle, die die Bundesre-
gierung dazu veranlasst haben, im Zuge
der geplanten Reform des Kinder- und
Jugendhilferechts eine „wissenschaftli-
che Anlaufstelle für hochproblemati-
sche Kinderschutzverläufe“ einzurich-
ten. Wissenschaftler des Instituts für
Kinder- und Jugendhilfe in Mainz waren
mehrere Monate damit beschäftigt, die
Akten zu problematischen Fällen auszu-
werten. Ihr Ergebnis ist eindeutig.

Die Zusammenarbeit mit den Verfah-
rensbeteiligten werde von den betroffe-
nen Familien „fast durchgängig als
schlecht wahrgenommen ( junge Men-
schen 83 Prozent, Eltern 93 Prozent,
weitere Familienangehörige 100 Pro-
zent)“, schreiben die Forscher in ihrem
Abschlussbericht. Die mangelnde Infor-
mation durch die Ämter mache die Kin-
desentnahme zu einem „schockieren-
den und beängstigenden Erlebnis für die
Betroffenen“. Insbesondere bei Maß-
nahmen der Inobhutnahme werde das
Nichtwissen darüber, was mit ihnen pas-
siere, von jungen Menschen als „zutiefst
beängstigende und traumatische Erfah-
rung“ beschrieben. 

Die Untersuchung mehrte zudem
Zweifel an der Qualität der Heime. „In
den Interviews geben junge Menschen
in der Heimerziehung und Care Leaver
an, sich vermehrte Kontrollen der sta-
tionären Einrichtungen durch die
Heimaufsicht zu wünschen“, heißt es in
dem Bericht. „In diesen anlasslosen,
spontanen Kontrollen sollen nach Aus-
sage der jungen Menschen sowohl die
angemessene Ausstattung der Einrich-
tung, vor allem aber auch die Eignung
des dort tätigen Personals überprüft
werden.“

Familienministerin Franziska Giffey
von der SPD will nun handeln: „Eine
Inobhutnahme ist das allerletzte und
schärfste Mittel, wenn alle anderen
Maßnahmen nicht greifen.“ Es sei ein
„ganz großes Problem“, dass Eltern und
Kinder oft nicht ausreichend an der Ent-
scheidung des Jugendamtes beteiligt
würden und sich schlecht informiert
oder gar wehrlos fühlten. „Wir brauchen
künftig deutschlandweit unabhängige
und neutrale Ombudsstellen, an die El-
tern und Kinder sich wenden können,
um ihre Beschwerde einzulegen und
sich Hilfe zu holen, wenn sie mit einer
Entscheidung des Jugendamtes nicht

einverstanden sind.“ Das klingt ganz
ähnlich wie das, was die Hamburger An-
wältin Knack-Wichmann fordert. 

Zudem will Giffey mit ihrem Gesetz-
entwurf regeln, dass Heime jederzeit un-
angemeldet kontrolliert werden können.
Es sei „unerträglich und untragbar“ ,
wenn Kinder und Jugendliche, die wegen
Gewalt, Misshandlung oder Missbrauch
nicht mehr bei ihren eigenen Eltern leb-
ten, in staatlich verantworteten Heimen
erneut leiden müssten, sagt Giffey. Sie
sollen zudem Zugang zu Beschwerdestel-
len außerhalb der Einrichtung bekommen.

Bianca Kohl hat ihre Tochter Ella seit
März nicht mehr gesehen oder gespro-

chen. Sie hofft, dass das Kind sich daran
erinnert, was sie ihm immer wieder ge-
sagt hat: „Ich habe dich unendlich lieb.
Ich kämpfe jeden Tag um dich. Dich
trifft keine Schuld.“

Im Mai war Kohl mit ihrem Anwalt An-
dreas Vogt im Oberlandesgericht. Ihr

Beschwerdeverfahren. Vogt hat noch
einmal vorgetragen, welche Fehler das
Jugendamt seiner Meinung nach ge-
macht hat. Die Behauptung, Bianca Kohl
könne sich und ihre Tochter umbringen,
die niemand überprüft habe. Die Tatsa-
che, dass Ella sofort in ein Heim ge-
bracht wurde, ohne Hausbesuch und oh-
ne dass das Amt vorher irgendeine Hilfe
angeboten habe. Das Bundesverfas-
sungsgericht, sagte Vogt, fordere, dass
die Behörden nie die Chance aus dem
Auge verlieren dürfe, dass ein Kind zu-
rück in seine Familie kommen kann.
Bianca Kohl sagt, sie habe zum ersten
Mal das Gefühl gehabt, dass jemand ihr
wirklich zuhörte. 

Am vergangenen Montag allerdings
hatte ihr Anwalt ein Schreiben des Ge-
richts im Briefkasten, den Beschluss. Es
hat entschieden, dass es besser für Ella
ist, wenn sie nicht zu ihrer Mutter zu-
rückkehrt. „Vereinnahmendes Erzie-
hungsverhalten“, „emotionaler Miss-

brauch“, die Mutter lasse jegliche Pro-
blemeinsicht vermissen, das war die Be-
gründung. Darauf, dass Ella gesagt hatte,
sie vermisse ihre Mutter und wolle zu-
rück nach Hause, ging das Gericht nicht
ein. 

„Hier werden Menschenleben zer-
stört“, sagt Bianca Kohl. Sie wird mit ih-
rem Anwalt vielleicht vors Bundesverfas-
sungsgericht ziehen. Einen Monat hat sie
Zeit zu überlegen.

*Die Redaktion hat die Namen aller Kinder
aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes ge-
ändert 
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Autorinnen berichten seit vielen Jahren
über Familienpolitik, Kinderrechte und
Konflikte in Trennungsfamilien. Im ver-
gangenen Jahr bekamen sie besonders
viele Zuschriften von Eltern, denen das
Jugendamt die Kinder weggenommen
hatte. Dann erschien eine Studie, die
besonders die Inobhutnahme von Kin-
dern alleinerziehender Mütter als Trend
identifizierte. Für diese Geschichte ha-
ben die Reporterinnen sieben Fälle mit je
mehreren Hundert Seiten Akten unter-
sucht. Kenntnis haben sie von weitaus
mehr Fällen.
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kostet die Unterbringung von Kindern in staatlichen Heimen
pro Jahr. Fast doppelt so viel wie noch 2006. Eigentlich
müssten die Eltern dafür aufkommen, der Staat schickt

ihnen Rechnungen. Da viele Betroffene nicht zahlen können,
tut es der Staat mit Steuergeld. 
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